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Anhörung des Unterausschusses „Personal“ des Haushalts- und Finanzausschusses  
am 08.01.2013 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

 
die Deutsche Polizeigewerkschaft Nordrhein Westfalen - DPolG NRW - bedankt sich für 
die Möglichkeit der Stellungnahme.  
 
Aus unserer Sicht ergeben sich keine Veränderungen zum Vorjahresentwurf. Hinsichtlich 
der Frage aus dem Bereich „Allgemein“ nach angemessener Zuführung an den Versor-
gungsfonds, verweisen wir auf die Ausführungen des Deutschen Beamtenbundes DBB 
NRW.  
 
Die DPolG NRW begrüßt die Bemühungen der nordrhein-westfälischen Landesregierung, 
die in den vergangenen Jahren eingeleiteten positiven Entwicklungen in der Besoldungs-
struktur der Polizei NRW weiter fortzuführen und auszubauen. 
 
Insbesondere die Schaffung neuer Planstellen für die Polizei (Titel 422 01) ist ein hervor-
ragendes Signal der Anerkennung der qualifizierten Arbeit der Polizeivollzugsbeamten in 
Nordrhein-Westfalen. Ausbildung und Aufgabenerfüllung der Beschäftigten finden seit vie-
len Jahrzehnten auch in der Bevölkerung hohe positive Würdigung.  
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Es ist deshalb ausdrücklich positiv festzuhalten, dass die Landesregierung NRW dieser 
Anerkennung folgt und mit den Verbesserungen im Bereich A 11 tausende Beförderungs-
möglichkeiten auch in diesem Jahr eröffnet. 
 
Wir sehen im Haushaltsgesetzentwurf 2013/ Einzelplan 03 110 nicht die Möglichkeit Mittel 
haushaltsneutral einzusparen. Sicherheit kostet Geld und es gibt sie nicht zum Nulltarif.  
 
Zahlreiche neue Projekte z.B. zur Bekämpfung der politisch motivierten Kriminalität von 
rechts, von links sowie des islamistischen Terrorismus, die Bekämpfung der Rockerkrimi-
nalität und Projekte wie „Kurve kriegen“, „Riegel vor“, „Crash Kurs NRW“ etc. sind perso-
nal- und kostenintensiv. Wer gute Ergebnisse erzielen möchte, muss auch die entspre-
chenden Mittel und das erforderliche Personal bereitstellen.  
 
Zu den Fragen aus dem Bereich Polizei: 
 
Welchen Anteil haben Tätigkeiten, die nicht zu den gesetzlich bestimmten Kernaufgaben 
der Polizei (Gefahrenabwehr, Strafverfolgung und Kriminalitätsvorbeugung) aufweisen 
(z.B. Führen von Statistiken,  Maßnahmen mit primärpräventiven Ansätzen, Unterstüt-
zungsleistungen zu Gunsten anderer Behörden, etc.) an der Gesamtarbeitszeit? 
 
Für verlässliche Zahlen regen wir die Einrichtung einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung 
des Polizeihauptpersonalrates an. So können Prozesse in den Polizeibehörden, Landes-
oberbehörden und dem Ministerium erforscht, untersucht und bewertet werden. Ohne ver-
lässliche Zahlen und ohne eine „Kosten – Nutzen Analyse“ kann hier keine Stellungnahme 
erfolgen. 
 
Durch welche konkreten Maßnahmen kann eine Entlastung der Polizei erfolgen – ohne 
zusätzliche Stellen? 
 
In erster Linie schon einmal, indem die Durchfall- und Aussteigerquote eines jeden FHöV-
Jahrgangs kompensiert und bei den nächsten Einstellungen berücksichtigt wird. Die Ein-
stellungsbefugnis für die Einstellung von 1400 Beamtinnen und Beamten liegt vor und wird 
so bis heute nicht wirklich ausgeschöpft. 
 
Durch Berücksichtigung von Eltern- und Erziehungszeiten sowie Teilzeitbeschäftigungen 
bei den Neueinstellungen. Teilzeitbeschäftigung wird es weiter geben und eine Teilzeitstel-
le darf nicht als Vollzeitstelle gewertet und geführt werden.   
 
Durch eine einzurichtende Arbeitsgruppe Waffenwesen wäre zu prüfen, ob die Waffenad-
ministration durch die jeweiligen Ordnungsämter erledigt werden kann. Allerdings weiter-
hin mit Zugriff auf relevante Dateien durch die Polizei.  
 
Das Bund – Länder Abkommen Bereitschaftspolizei sollte überarbeitet werden. Geleistete 
Unterstützungseinsätze müssen entsprechend vergütet werden. Es kann nicht sein, dass 
Länder im Osten der Republik Polizeistellen massiv abbauen und NRW dann gut ausge-
bildete und bestens ausgestattete Einsatzhundertschaften verleiht, ohne auch nur die Kos-
ten im Entferntesten erstattet zu bekommen.  
 
Ob der Objektschutz weiterhin zum größten Teil von der Polizei übernommen werden 
muss, ist zu hinterfragen. Der Großteil des Objektschutzes kann von Privaten Sicherheits-
dienstleistern geleistet werden. Natürlich unter der Prämisse, dass die dann wegfallenden 
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Stellen nicht gestrichen werden, sondern den Polizeibehörden und Projekten zu Gute 
kommen, um eine Entlastung der angespannten Personalsituation herzustellen. Private 
Sicherheitsunternehmer würden ihren von der Polizei definierten Auftrag unter polizeilicher 
Aufsicht erledigen, sie müssen zertifiziert oder wie bei der Bundespolizei bereits Praxis, 
durch Beleihung autorisiert sein.  
 
Eine Bearbeitung von Ordnungswidrigkeitenanzeigen könnte ausschließlich vom Ord-
nungsamt übernommen werden. Geschwindigkeitsüberwachung mit Radarwagen, ohne 
Anhalten, ebenso. 
 
Die Verkehrserziehungsarbeit kann stärker mit den örtlichen Verkehrswachten verzahnt  
werden, die dann intensiver in  die Präventionsarbeit eingebunden würden.  
  
Wie stehen Sie zu der in Hessen und Berlin anzutreffenden Praxis, Polizeibeamtinnen und 
–beamte in bestimmten Aufgabenbereichen durch Angestellte im Polizeivollzugsdienst zu 
entlasten? 
 
Als DPolG NRW sprechen wir uns deutlich gegen die Einrichtung einer sogenannten 
Wachpolizei, wie sie allerdings auf unterschiedliche Art, in Berlin und Hessen bereits exis-
tiert, aus.  
 
Im Freistaat Sachsen wurde diese nach einer kurzfristigen Einrichtung, schnell wieder ab-
geschafft und alle in der Wachpolizei befindlichen Tarifbeschäftigten in den Polizeivoll-
zugsdienst der Bereitschaftspolizei des Landes übernommen; das Projekt wurde nicht wei-
tergeführt. 
 
In Berlin hat die Wachpolizei kaum Eingriffsrechte und ist äußerlich kaum von Polizeivoll-
zugsbeamten zu unterscheiden. Es gibt zum Teil schon Probleme beim Einschreiten an-
lässlich eines Falschparkers. Führung erfolgt dennoch durch Polizeivollzugsbeamte. Der 
Einsatz erfolgt im Objektschutzdienst oder Gewahrsamsdienst. Dementsprechend niedrig 
ist die Zahl der Bewerbungen von Polizeivollzugsbeamten auf Führungspositionen inner-
halb der Wachpolizei.  
 
In Hessen ist es ähnlich, auch schlecht bezahlt mit E 6 und geringfügigen Aufstiegsmög-
lichkeiten bis E 8 oder E 9. Aufgaben wie Objektschutz, Gewahrsams- und Erkennungs-
dienst werden übernommen. Nach bereits 4 Monaten Einweisungszeit ist die Ausbildung 
beendet und es erfolgt der bewaffnete Einsatz, ausgestattet mit allen Zwangsmitteln und 
Befugnissen wie Polizeivollzugsbeamte, auf der Straße.  
In Hessen ist allerdings auch die Anzahl der Polizeistellen bereits vor geraumer Zeit bei 
13.764 eingefroren worden. Auch in Hessen gibt es bereits Probleme und feststellbare 
Überschneidungen mit echten vollzugspolizeilichen Tätigkeitsfeldern. 
 
Wir würden mit der Schaffung einer Wachpolizei, auch wenn man sie anders nennen wür-
de, eine Billigpolizei zweiter Klasse einführen. In Berlin und Hessen hegen alle Wachpoli-
zisten die Erwartungshaltung auch mal in den Polizeivollzugsdienst – also die Verbeam-
tung - übernommen zu werden, was schlichtweg nicht erfüllbar ist. Oder wenn doch ge-
wünscht, rechtlich geregelt werden müsste. Was wiederum nicht dauerhaft zu einer nöti-
gen Berufszufriedenheit führt. Es wäre weiterhin eine Führung der Wachpolizei durch  
Polizeivollzugsbeamten zu regeln. Eingriffsrechte und Befugnisse müssten sauber ge-
trennt werden und auch den Bürgerinnen und Bürgern entsprechend vermittelt werden. 
Außerdem besteht die Befürchtung, dass es durch die Schaffung einer Hilfspolizei auch zu 
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Stellenkürzungen im Bereich des Einzelplanes 03 110 der Polizei kommt. Das ist nicht 
vertretbar.  
Die Polizei würde so einen eigenen billigen Sicherheitsdienst kreieren, was wir lieber den 
Privaten Sicherheitsdienstleistern überlassen sollten. Besser man schreibt einen Auftrag 
detailliert aus und gibt diesen, an einen zertifizierten oder beliehenen Privaten Sicher-
heitsdienstleister unter Führung und Aufsicht der Polizei.  
 
Alternativ zu den Einstellungen von Tarifbeschäftigen als Wachpolizei wäre die Schaffung 
von weiteren Stellen für Tarifbeschäftigte oder Verwaltungsbeamte, die dann in den Poli-
zeibehörden eine Entlastung beispielsweise durch Hilfssachbearbeitertätigkeiten oder Zu-
arbeiten in den Führungsstellen übernehmen und so die Sachbearbeitung und Verwaltung 
entlasten.  
 
Auch unsere langjährige Forderung, den Bewerbern mit Fachoberschulreife (Realschü-
lern) den Polizeiberuf zu ermöglichen, ist eine echte Alternative, um den Polizeiberuf wie-
der einem größeren, geeigneten und qualifizierten Bewerberkreis zu eröffnen. Die Forde-
rung ist aktueller denn je. Die Bewerberzahlen gehen zurück und nicht jeder ist auch ge-
eignet, den Beruf des Polizeibeamten auszuüben. Unser Vorschlag wurde bereits dem 
Ministerium für Inneres und Kommunales sowie den Fraktionen im Landtag vorgestellt. In 
einem Studiengang Polizei und öffentliche Verwaltung, wie es ihn bereits mit wachsenden 
Bewerberzahlen und Erfolg in Rheinland-Pfalz gibt, erwerben die Schüler in einem zwei-
jährigen Studium die Fachhochschulreife und beginnen dann mit dem Bachelor Studium 
bei der Polizei.  
 
Weiterhin sehen wir unsere bisherigen Forderungen als bestehend an.  
 
Nach wie vor unzureichend ist die Planstellensituation in den Bereichen A 12 und  
A 13. Es ist für die Motivation der Beschäftigten insgesamt nicht zuträglich, ja dramatisch 
gefährlich, Führungskräfte und Ermittlungsbeamte mit hoher Verantwortung über Jahre 
hinweg von positiven Entwicklungen auszuschließen und ihnen eine gerechte Bewertung 
mit mehr Perspektiven in ihrer Arbeit vorzuenthalten. Im Rahmen einer modifizierten Funk-
tionszuordnung müssen wieder Perspektiven und Verwendungsmöglichkeiten für alle Be-
reiche der Polizei geschaffen werden. Perspektivlosigkeit trotz hervorragender Qualifikati-
on ist ein schlechter Motivator, und wir brauchen gute motivierte Führungskräfte. 
  
Trotz der in den letzten Jahren zusätzlich geschaffenen A 12 und A 13 Stellen sind weitere 
Planstellen in dem Bereich erforderlich. Führen und Entscheiden muss auch entsprechend 
finanziell vergütet werden.  
 
Ebenfalls völlig unzureichend sind die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten bei den Be-
amten des Höheren Dienstes der Polizei. Aufgabenzuweisung und Verantwortungsbreite 
machen eine Ausweitung der Beförderungsmöglichkeiten ebenso erforderlich, wie eine 
perspektivische Ausweitung der beruflichen Chancen.  
 
Wir sprechen uns für einen Bewährungsaufstieg für Beamtinnen und Beamte des gehobe-
nen Dienstes mit herausragenden Tätigkeiten und Aufgaben der Besoldungsgruppe A 13 
für einen erleichterten Aufstieg in den höheren Dienst bis zu der Besoldungsgruppe A 14 
aus.  
 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft weist seit Jahren darauf hin, dass der Ausschluss von 
der Möglichkeit für Beamte des Höheren Dienstes, sich auf eine Behördenleiterstelle (mit 
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Ausnahme Landesoberbehörden) bewerben zu können, ein nicht akzeptabler Anachro-
nismus ist. Was in anderen Bundesländern möglich ist, muss auch in Nordrhein-Westfalen 
denkbar sein. Bewerbungen von Beamten des höheren Dienstes auf die Funktionen frei-
werdender Stellen für Polizeipräsidentinnen und Polizeipräsidenten, verbunden mit der 
verbesserten Möglichkeit zum Aufstieg in die B-Besoldung.  
 
Korrekturbedürftig ist die Situation der Besoldung bei den Landesoberbehörden. Bei der 
Organisationsreform durch die ehemalige Landesregierung ist ein Strukturfehler entstan-
den, der im Ergebnis dazu führt, dass die Behördenleiter dort schlechter besoldet werden 
als die meisten Polizeipräsidentinnen und –präsidenten. Das wird der Funktion und Ver-
antwortung der Behördenleiter nicht gerecht. 
 
Eine Optimierung der beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten der Angehörigen des Höhe-
ren Dienstes der Polizei ist ebenso wie die notwendigen Maßnahmen im Bereich A 12 und 
A 13 ein dringend erforderlicher Schritt zur Anerkennung beruflicher Leistung und Qualifi-
kation und der damit verbundenen besonderen persönlichen Verantwortung der einzelnen 
Beamten. Sie ist dringend gebotene Grundvoraussetzung zur Entwicklung einer positiven 
Berufs- und Führungskultur in der Polizei. 
 
Handlungsbedarf besteht außerdem für den Bereich der Verwaltungsbeamten der Polizei. 
Die Anforderungen an ihre Tätigkeiten sind in den vergangenen Jahren mit den Verände-
rungen und Herausforderungen für die Polizei insgesamt gestiegen, ohne 
dass dieser Entwicklung durch bessere Anerkennung und Bewertung Rechnung getragen 
wurde. 
 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft hält es daher für geboten und notwendig, ein deutlich 
höheres Maß an Beförderungsmöglichkeiten für die Beamten der Verwaltung der Polizei 
zu schaffen, um die dort wahrgenommenen Funktionen in angemessenerer Weise als bis-
lang zu alimentieren. 
 
Auch die Arbeit der Tarifbeschäftigten hat sich in den vergangenen Jahren gewandelt und 
ist höheren Anforderungen ausgesetzt. Für die Ermittlungstätigkeit ist sie längst unerlässli-
che Unterstützung und qualifizierte Mitarbeit geworden. 
Ebenso erforderlich ist die Anhebung sämtlicher Bewertungsmöglichkeiten der Tätigkeit in 
der Telekommunikationsüberwachung(TKÜ). Dies ist Ausdruck gestiegener Anforderun-
gen an die TKÜ in den vergangenen Jahren und Anerkennung der Arbeit der Tarifbeschäf-
tigten in diesem für die Kriminalitätsbekämpfung äußerst wichtigen Bereich. 
 
Positiv hervorzuheben sind die Einstellungszahlen in Höhe von 1400 
Beamten für die Polizei NRW (Titel 422 02).  
  
Die Steigerung dieser Einstellungszahlen war nach jahrelangem Rückgang 
und Verharren auf niedrigstem Niveau ein notwendiger Schritt, der seine 
Wirkung zur Linderung des durch die verfehlte Einstellungspraxis der vergangenen 
Jahrzehnte entstandenen Demografiedrucks nicht verfehlen wird. Dennoch 
wäre eine weitere Erhöhung der Einstellungszahlen wünschenswert. Aber immer unter 
Achtung und Wahrung der bisher geschaffenen Standards. Wenn die personellen und fi-
nanziellen Ressourcen es nicht möglich machen die Einstellungszahlen zu erhöhen oder 
nur unter Wegfall geschaffener Standards zu Lasten von Qualität und Ausbildung, wäre 
das Ansinnen zurückzustellen.  
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Bei den Einstellungszahlen sollte generell auch ein gewisse Quote „Studienabbrecher“ 
berücksichtigt werden, um zu gewährleisten, dass die 1400 Einstellungen 
auch tatsächlich realisiert werden können.  
Sonst müsste die Differenz mit den nächsten Einstellungen kompensiert werden. Ebenso 
muss Berücksichtigung finden, dass durch einen gestiegenen Frauenanteil bei der Polizei 
auch naturgemäß die Zahl derer ansteigt, die Elternzeit und Teilzeit aus familiären Grün-
den in Anspruch nehmen. Die angespannte Personalsituation wird so noch verstärkt. Die-
ser Umstand findet bisher zumindest keine bekannte Berücksichtigung bei den Einstel-
lungszahlen.   
 
Es ist sicherzustellen, dass diesen jungen Menschen eine qualitativ hochwertige und um-
fassende Ausbildung zu Teil wird. 
Die Einführung und Evaluierung des Bachelor Studiums war ein richtiger Schritt in diese 
Richtung, den wir ausdrücklich begrüßen. Der reformierte Studiengang muss auch weiter-
hin ständig evaluiert und an die neu erlangten Erkenntnisse angepasst werden.  
 
Bei der Bewältigung des Studiums hat sich die Zusammenarbeit zwischen der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung, dem LAFP und den Ausbildungsbehörden nach Ansicht 
der Beteiligten bereits stark verbessert. Dieser Stand ist begrüßenswert und sollte weiter 
ausgebaut werden. Hier müssen alle drei Bildungsträger auch zukünftig auf Augenhöhe 
miteinander umgehen, um die gemeinsamen Ziele zu erreichen.  
 
Nachdem es beim LAFP gelungen ist, zumindest bei den sachlichen Ressourcen wie 
Fahrzeugen, Übungswaffen, Übungsstätten und Seminarräumen etc. durch Beschaffung 
bzw. Bestellung sowie Anpassung der Dienstzeiten (Früh- Spätdienst) zukünftig für eine 
erhöhte Anzahl von Studierenden gewappnet zu sein, ist dies beim Personalansatz der 
Lehrenden noch nicht annähernd gelungen.  
 
Die Anzahl der Lehrenden beim LAFP muss entsprechend an die erhöhten Einstellungs-
zahlen von 1100 auf 1400 und somit von 3300 auf 4200 Studierenden insgesamt ange-
passt werden.  
 
Die Personalprobleme beim LAFP für den Bereich Ausbildung sind inzwischen deutlich 
entschärft worden, wobei diese Bemühungen nach Expertenansicht auf der Basis seriöser 
Berechnungen immer noch nicht ausreichen. Sowohl im Bereich der bisherigen Trainings 
und auch im reformierten Bachelor-Studiengang sind in den Trainingsmodulen unter-
schiedliche Bedarfe abzudecken. Hier versucht das MIK, die Spitzen durch temporäre Un-
terstützung ehemaliger Lehrender auszugleichen. Diese Bemühungen waren allerdings 
bisher nur bedingt erfolgreich. Aus persönlichen Gesprächen wurde bekannt, dass aus 
den Behörden vielfach keine Unterstützung erfolgt, sondern eher das Gegenteil zutrifft. 
Interessierten Kolleginnen und Kollegen wurde deutlich gemacht, dass sich eine temporä-
re Unterstützung kaum positiv für deren weitere Verwendung auswirken würde, so dass 
etliche Interessenten diese Anfrage verneinten und die Behörden der Aufforderung des 
MIK nur bedingt nachkamen. Bis September letzten Jahres konnten für das Fachmodul 2 
zum Jahresende gerade einmal ein Drittel der erforderlichen Lehrenden gewonnen wer-
den. Der nächste Engpass ist im März 2013 zu erwarten, da neben dem Einstellungsjahr-
gang 2010 zeitgleich die sogenannten Aufsteiger im Fachmodul 4 trainiert werden. Dazu 
liegen bisher noch keine kompletten Daten vor. Hier ist jedoch davon auszugehen, dass 
es erneut nicht gelingen wird, die erforderliche Anzahl von ehemaligen Lehrenden für ei-
nen temporären Einsatz beim LAFP gewinnen zu können. 
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Falls Lehrende durch Krankheit, Mutterschutz, Teilzeit etc. ausfallen, kann das jetzt schon 
kaum ausgeglichen werden. Dieser Zustand ist mittel- bis langfristig nicht tragbar. Hinzu 
kommt, dass durch das Rotationsprinzip in jedem Jahr ca. 25 % der Lehrenden ausge-
tauscht werden und die neuen Lehrenden über mehrere Wochen bis Monate in den unter-
schiedlichsten Bereichen, wie Didaktik, Schießen, Sport, Fahrsicherheitstraining, Eingriffs-
techniken, Erste Hilfe etc. erst fachlich qualifiziert werden müssen. Durch die engen Zeit-
fenster sowie auch in Teilbereichen begrenzten Teilnehmerplätze kann der vorhandene 
Bedarf hier nicht zeitgerecht gedeckt werden, wodurch zusätzliche Engpässe entstehen. 
Daher fordern wir dauerhaft eine ausreichende Anzahl an Stellen für Lehrende in der Aus-
bildung, damit der errechnete Mindestbedarf langfristig gedeckt ist.   
Diese Forderung bezieht sich auf die aktuelle Anzahl der Studierenden von 1400. 
 
Bezüglich der Situation der Dozenten an der FHöV sowie bei den Tutoren in den Behör-
den verweisen wir auch auf unsere frühere Stellungnahme, da sich in diesem Bereich bis-
her keine Veränderungen ergeben haben und dies auch nicht absehbar ist.    
 
Diejenigen, die direkte Ausbildungsverantwortung an den Fachhochschulen haben, müs-
sen auch eine gerechte Bewertung ihrer Arbeit erfahren und die Honorarsätze für neben-
amtliche Lehre angepasst werden.   
 
Die Honorarsätze betragen z.Zt. für Lehrbeauftragte gehobener Dienst 17,50 € und höhe-
rer Dienst 24,00 €. Sie umfassen den zeitlichen Aufwand für die Durchführung einer 45 
minütigen Lehrveranstaltungsstunde einschließlich Vor- und Nachbereitung (einschließlich 
administrativer Abläufe), Studierendenbetreuung sowie die An- und Abreise. 
 
Die Sätze sind mindestens seit der EURO-Umstellung im Jahr 2002 nicht angehoben wor-
den. Darin liegt ein sehr fragwürdiges Signal gegenüber der nebenamtlichen Lehre, auf die 
die FHöV in mehrfacher Hinsicht angewiesen ist, zum einen aus Haushaltsgründen 
(hauptamtliche Lehre deckt nur 60 % des Bedarfs), zum anderen aus Qualitätsgründen 
(Praxisbezug der Lehre). 
 
Überhaupt nicht nachvollziehbar und schon gar nicht mehr zeitgemäß ist die  Unterschei-
dung der Honorarsätze nach Laufbahngruppen. Hier zeigt sich ein völlig überholtes Ver-
ständnis von der Bedeutung und Leistungsfähigkeit des gehobenen Dienstes.  
 
Für alle Polizeivollzugsbeamten war die Abschaffung der Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeizulage eine schmerzhafte Kürzung der Ruhestandsbezüge, die angesichts der beson-
deren Belastungen des Polizeidienstes, deren Lebenszeitprävalenz wissenschaftlich  un-
bestritten ist, nicht nachvollziehbar ist.  
Die willkürliche Belastung der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ist ungerecht, un-
sozial und nicht zu rechtfertigen. 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft hat die Erwartung, dass die Landesregierung die Ruhe-
gehaltsfähigkeit noch in dieser Legislaturperiode wieder herstellt.  
Bei den anstehenden Verhandlungen und Gesprächen für ein neues Dienstrecht sollte 
auch z.B. über die Gestaltung von Zulagen gesprochen werden.  
 
So ist es in keiner Weise zu rechtfertigen, dass Spezialkräfte des Bundes eine deutlich 
bessere Anerkennung ihrer gefährlichen Arbeit erfahren, als Kräfte aus NRW mit gleicher 
Aufgabenwahrnehmung, die mit hoher persönlicher Verantwortung und Gefährdung ver-
bunden ist. 
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Die dramatischen zusätzlichen Belastungen der Kräfte der Einsatzhundertschaften in 
NRW machen außerdem die Einführung einer Verwendungszulage in diesem Bereich 
notwendig. Teils bundesweite Einsätze mit ständig wechselnden Einsatzorten und 
 -anlässen, hohen persönlichen Gefährdungen für Leib, Leben und Gesundheit, zusätzli-
chen persönlichen Aufwendungen und hohen psychischen Belastungen sind die Indikato-
ren der Arbeit unserer Hundertschaften.  
 
Seit Jahren unverändert und völlig unangemessen niedrig sind die Zulagen für den Dienst 
zu ungünstigen Zeiten und die Wechselschichtzulage. Die DPolG hat darauf hingewiesen, 
dass vergleichbare Belastungssituationen in Beschäftigungsverhältnissen der Wirtschaft 
teilweise erheblich höher honoriert werden. 
Der öffentliche Dienst allgemein und die Polizei im Besonderen sind von dieser Entwick-
lung seit Jahren abgekoppelt und brachten noch Sonderopfer wie die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes und die Streichung des Urlaubsgeldes. Auch hier haben wir die dringende 
Erwartung, dass diese Ungerechtigkeiten schnellstmöglich rückgängig gemacht werden. 
Insbesondere, da der Bund die Kürzung des Weihnachtsgeldes bereits rückgängig ge-
macht hat.   
 
Auch sollte dringend mit der unsinnigen Regelung Schluss gemacht werden, dass die Zah-
lung der Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten nach einem Nachtdienst, an den 
sich unmittelbar Überstunden anschließen, plötzlich endet, obwohl die Belastungen für die 
einzelnen Beamten tatsächlich zunehmen. 
 
Im Entwurf werden keine Mittel für zivile Fahrzeuge, sondern nur für colorierte Funkstrei-
fenkraftwagen zur Verfügung gestellt. In der Realität ist es so, dass die Ermittlungstätigkeit 
bereits jetzt durch zu wenige Fahrzeuge eingeschränkt ist. Das Ergebnis der Arbeitsgrup-
pe und die Aussonderung von „zu vielen nicht genutzten zivilen Fahrzeugen“  betrachten 
wir mit Skepsis. 
 
Im Ergebnis hat die Deutsche Polizeigewerkschaft an die Fraktionen des Landtages fol-
gende Mindesterwartungen: 
 
- Verbesserung der Beförderungs- und Entwicklungsmöglichkeiten sowohl im Höheren 

Dienst der Polizei als auch in den Bereichen A 12 und A 13 des gehobenen Dienstes  
  und bei den Verwaltungsbeamten der Polizei NRW 

 
- Rücknahme der Kürzung des Weihnachtsgeldes und Wiedereinführung des Urlaubsgel-

des 
 

- Wiederherstellung der Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage  
 

- Einführung einer Funktionszulage für Kräfte der Einsatzhundertschaften 
 

- Einführung einer Leistungszulage für Lehrende, Prüfer und Tutoren 
 

- Erhöhung der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten und Schaffung 
  der Zahlungsvoraussetzungen für Überstunden nach dem Nachtdienst 

 
- Aufhebung der Halbierung der Wechselschichtzulage für die Polizei und künftige Zahlung 

der vollen Zulage 
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- Erhöhung der Erschwerniszulagen für Spezialkräfte auf mindestens 400,-- € 
  (Bundesregelung) 

 
- angemessene Vergütung für die Tätigkeit von hauptamtlichen und nicht hauptamtlichen 

Dozenten an der Fachhochschule und entsprechend notwendige Stellen für Lehrende 
und Dozenten schaffen, um eine in der Qualität ungeminderte Ausbildung im Studium 
sowohl an den Fachhochschulen, beim LAFP und in den Ausbildungs- und Kooperati-
onsbehörden zu gewährleisten. Mindestens zeitnah eine Angleichung der Vergütung des 
gehobenen und höheren Dienstes auf der Basis der Vergütung für den höheren Dienst.  

 
Die DPolG spricht sich grundsätzlich gegen eine Übertragung von polizeiinternen sicher-
heitsrelevanten IT -Verfahren auf IT - NRW aus. Das gilt insbesondere für ein neues Vor-
gangsbearbeitungssystem der Polizei. Funktionskritische Verfahren aus dem Polizeibe-
reich müssen auch weiterhin von der Polizei aus einer Hand betreut werden. 
Die Komplikationen in jüngster Vergangenheit bei IGVP (Vorgangsbearbeitungssystem) 
haben gezeigt, dass ein kleiner Softwarefehler eine sehr große Außenwirkung haben 
kann. Nur ein Zusammenspiel aller polizeiinternen Bereiche führt zu einer relativ zügigen 
Problemlösung. 
Ob das bei einer Auslagerung zum landeseigenen Betrieb IT – NRW auch so funktionieren 
würde, ist fragwürdig.  
Die Polizei kann sich auch in anderen Softwareverfahren keine Pannen leisten!  
Das würde letztlich  zu Lasten der öffentlichen Sicherheit gehen. Verspätete Reaktionen, 
Maßnahmen oder Entscheidungen aufgrund von Softwareproblemen hätten fatale Folgen. 
Von einer fragwürdigen Wirtschaftlichkeit oder eines vermuteten Einsparungspotentials bei 
der Auslagerung aller IT Verfahren ganz zu schweigen. 
 
Fachkräfte, die als Beschäftigte bei der Polizei eingestellt werden sollen, bedürfen auch 
einer entsprechenden Alimentation, um mit der freien Wirtschaft konkurrieren zu können. 
Wir müssen uns die Fachkräfte sichern, die wir z.B. für unseren IT Bereich benötigen, um 
mit der Entwicklung in der freien Wirtschaft  mithalten zu können. Dazu gehört ein den 
Aufgaben und Anforderungen entsprechendes Gehalt.  
 
Im Bereich der Einsatzverpflegung haben die teils gravierenden Mängel durch private Ca-
terer einen dringend notwendigen Handlungsbedarf aufgezeigt. Wir begrüßen außeror-
dentlich die schnellen Reaktionen des LZPD hinsichtlich Abmahnung und Kündigungen 
von privaten Caterern, die ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen sind. 
Das zentrale Ausschreibungsverfahren hat sich nicht bewährt. Wir schlagen weiterhin vor, 
unter Beteiligung der Gewerkschaften, eine Kommission einzusetzen, die ein tragfähiges 
Konzept für eine gesicherte und qualitativ hochwertige Einsatzverpflegung erarbeitet.  
Bis dahin muss vielleicht etwas mehr Geld in die Hand genommen  und ein Caterer ver-
pflichtet werden, der aufgrund seiner Firmenstruktur in der Lage ist – auch logistisch – ei-
ne adäquate Verpflegung der Kolleginnen und Kollegen im ganzen Land – selbst bei Ad-
hoc Lagen und Großeinsätzen - mit qualitativ angemessener Verpflegung zu gewährleis-
ten.  
 
Titel 536 10 sieht einen Betrag in Höhe von 1 500 000 € für die Unterbringung von Perso-
nen im Polizeigewahrsam vor. Die DPolG hat bereits mehrfach angeregt, für gewisse Be-
reiche durch die Schaffung eines Polizeikostengesetzes, die entstehenden Kosten von 
den verursachenden Personen erstatten zu lassen.  Warum soll jemand, der aufgrund von 
Trunkenheit zur Ausnüchterung in ein Polizeigewahrsam eingeliefert wurde, nicht selbst 
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für seine verursachten Kosten aufkommen? Wobei die Kostenerstattung für das Polizei-
gewahrsam nur beispielhaft genannt ist. Warum soll nicht ein Straftäter auch für alle Kos-
ten seines verursachten Strafverfahrens herangezogen werden? Auch ein Pauschalbetrag  
wäre hier denkbar. In anderen Bundesländern gibt es bereits Gesetze und Verordnungen 
die das regeln.  
 
Bußgelder bei Ordnungswidrigkeiten, die von der Polizei mit einer Ordnungswidrigkeiten-
anzeige geahndet werden, wandern bisher inklusive der Verwaltungsgebühren in die Kas-
sen der Städte und Gemeinden. Die Polizei erhält nicht einmal ihre Aufwendungen erstat-
tet. Vereinnahmte Verwarngelder bei Ordnungswidrigkeiten gehen dagegen in die Lan-
deskasse. Eine angemessene Einnahmebeteiligung der Polizei an selbst festgestellten 
Ordnungswidrigkeiten sollte hergestellt werden.  
 
Die Verwendung von bedingt einsatzfähigen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ist 
bisher völlig unzureichend geregelt. Wir haben die dringende Bitte, spätestens im Rahmen 
der nun anstehenden Verhandlungen zur Dienstrechtsreform in NRW ein vernünftiges, der 
Verantwortung des Landes für seine im Dienst krank und polizeidienstunfähig gewordenen 
Beamten angemessenes, Konzept zu übernehmen. Wer im Dienst krank geworden ist hat 
auch einen Anspruch darauf, unter Beibehaltung seines bisherigen Status in einem ande-
ren Bereich, z.B. der allgemeinen Verwaltung, verwendet zu werden. Stattdessen erfolgt 
zurzeit ein Wechsel in den allgemeinen Verwaltungsbereich mit einem zweijährigen Studi-
um. So muss z.B. jemand der bereits Diplomverwaltungswirt ist, erneut an die Fachhoch-
schule. Das kostet viel Zeit, ist dem Einzelnen oft kaum zuzumuten und kostet auch noch 
viel Geld und einen hohen Verwaltungsaufwand.  
 
Ebenso wichtig in der anstehenden Dienstrechtsreform ist die Schaffung bzw. die Einrich-
tung selbstständiger Versorgungswerke, die die Rücklagen für die Pensionen der Landes-
beamten zweckgebunden verwalten. In Zeiten immer knapperer Haushalte wäre der ver-
führerische Griff in den Pensionsfond  somit verhindert.  
 
Abschließend haben wir die dringende Bitte an die Fraktionen im Landtag, dem Haushalt 
zeitnah zuzustimmen und das Land handlungsfähig zu machen.  
 
 
 
 

 

Erich Rettinghaus 

Landesvorsitzender 

 
 
 
 


